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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

13.05.2026 

Geschäftszahl 

Ro 2024/13/0002 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ro 2024/13/0003 E 28.05.2026 

Ro 2024/13/0004 E 28.05.2026 

Ro 2024/13/0005 E 28.05.2026 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2016/15/0020 E 31. Jänner 2018 RS 1 (hier ohne den vorletzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Für die Auslegung des Konzernbegriffs in § 9 Abs. 7 KStG 1988 ist - mangels spezialrechtlicher 
Definition - mit der hM auf den gesellschaftsrechtlichen Konzernbegriff des § 15 AktG bzw. § 115 
GmbHG abzustellen (vgl. Urtz in Achatz/Kirchmayr, KStG § 9 Rn 428 sowie Pinetz/Stefaner in Lang ua, 
KStG2 § 9 Rn 108). § 15 AktG und § 115 GmbHG verwenden gleichlautende Formulierungen. Für die 
Annahme einer (tatsächlich wahrgenommenen) "einheitlichen Leitung" iSd § 15 AktG ist nach der 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Mindesterfordernis, dass eine sich "auf Grundsätzliches 
beschränkende Koordinierung in den wichtigsten Fragen der Unternehmenspolitik" vorhanden ist. Als 
Mittel der einheitlichen Leitung kommen vor allem Beteiligungen, die nicht Mehrheitsbeteiligungen zu 
sein brauchen, personelle Verflechtungen, maßgebende Finanzierungen und vertragliche Beziehungen in 
Betracht. Ein Konzern kann auch vorliegen, wenn kein Mutterunternehmen besteht, von dem die 
einheitliche Leitung ausgeht. Für einen Gleichordnungskonzern ist typisch, dass die Leitung nicht von 
einem "herrschenden Unternehmen" besorgt wird, sondern von einer anderen Stelle als Konzernspitze, 
sodass keines der Konzernunternehmen von einem anderen Konzernunternehmen abhängig ist (vgl. 
VwGH 18.12.1996, 94/15/0162). In der Literatur wird zudem darauf hingewiesen, dass der 
Einflussnahme im finanziellen Bereich im beweglichen Beurteilungssystem für den Begriff der 
einheitlichen Leitung eine "Schlüsselstellung" zukomme (Jabornegg in Jabornegg/Strasser, AktG5 § 15 
Rn 14). Dabei könne gerade auch die Teilnahme an einem konzerninternen Cash-Pooling angesichts der 
damit einhergehenden finanziellen Koordination für die Ausübung einheitlicher Leitung sprechen (P 
Doralt/Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG2 § 15 Rn 8). Die Absicherung der Einflussnahme durch 
ein rechtlich verbindliches Weisungsrecht sei nicht erforderlich, es genüge schon eine bloß faktische 
Einflussnahme auf die Geschicke der Gesellschaft (P Doralt/Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG2 § 
15 Rn 8). 
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